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Sachgebiet 707 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlägen der EG-Kommission für 

einen Beschluß des Rates über die Einsetzung eines Ausschusses für Regionalpolitik 

eine Verordnung des Rates über die Errichtung eines Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

eine Haushaltsordnung zur Festlegung von Sonderbestimmungen für den Europäischen Fonds für 
Regionalentwicklung 

— Drucksache 7/982 — 

eine Verordnung (EWG) des Rates über das Verzeichnis der mit Vorrang zu fördernden Agrargebiete 
und Gebietsteile nach der Verordnung (EWG) über die Finanzierung von Vorhaben durch den 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, im 
Rahmen von Programmen zur Entwicklung von Aggrargebieten, die mit Vorrang zu fördern sind 

eine Verordnung (EWG) des Rates über das Verzeichnis der Gebiete und Gebietsteile gemäß Ver- 
ordnung (EWG) des Rates über die Errichtung eines Europäischen Fonds für regionale Entwick- 
lung 

— Drucksache 7/1183 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Fürth) 


i. 

Die Ausschüsse für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, für innerdeutsche Beziehungen und für 
Arbeit und Sozialordnung haben die Vorlagen mit- 
beraten und Kenntnisnahme empfohlen. Zu der vom 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
beschlossenen Entschließung wird im einzelnen in 
Abschnitt II Stellung genommen. Der Haushaltsaus- 
schuß, der die Drucksache 7/982 am 12. Dezember 
1973 berät, wird, falls eine abweichende Stellung- 
nahme beschlossen wird, den Bericht ergänzen. 

II. 

Bei der Gipfelkonferenz in Paris haben die Staats- 
und Regierungschefs die Gemeinschaftsorgane auf- 


gefordert, bis zum 31. Dezember 1973 einen Fonds 
für Regionalentwicklung zu schaffen. „Dieser Fonds 
wird ab Beginn der zweiten Stufe der Wirtschafts- 
und Währungsunion aus Eigeneinnahmen der Ge- 
meinschaft gespeist; seine mit nationalen Hilfsmaß- 
nahmen koordinierte Intervention soll ermöglichen, 
im Zuge der Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion die hauptsächlichsten regionalen 
Unausgewogenheiten in der erweiterten Gemein- 
schaft zu korrigieren, insbesondere solche, die sich 
aus überwiegend landwirtschaftlicher Struktur, indu- 
striellen Wandlungen und struktureller Unterbe- 
schäftigung ergeben. " 

Die Kommission hat dem Rat am 31. Juli 1973 und 
am 11. Oktober 1973 ihre Vorschläge vorgelegt. 
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Die Kommission schlägt vor: * 

— Den Einsatz von Mitteln der Gemeinschaft 
(500 Millionen RE im Jahre 1974 f 750 Millionen 
RE im Jahre 1975 f 1 000 Millionen RE im Jahre 
1976) zur Förderung von Investitionen in der 
Industrie und dm Dienstleistungsbereich sowie 
von Infrastrukturinvestitionen, die zur Entwick- 
lung von Industrie- und Dienstleistungsbetrieben 
notwendig sind. 

— Für die Bestimmung der Fördergebi.ete die fol- 
genden Kriterien festzulegen: 

a) die Gebiete müssen zu den nationalen Förder- 
gebieten gehören und 

b) das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner muß 
unter dem gemeinschaftlichen Durchschnitt 
liegen, 

c) zusätzlich muß eines der folgenden Kriterien 
erfüllt sein: 

— starke Abhängigkeit der Beschäftigungs- 
lage von der Landwirtschaft, 

— starke Abhängigkeit der Beschäftigungs- 
lage von im Rückgang befindlichen Indu- 
striezweigen, 

— erhebliche und langanhaltende Arbeits- 
losigkeit oder starker negativer Wande- 
rungssaldo. 

Die Fördergebiete im einzelnen sind im Kommis- 
sionsvorschlag Drucksache 7/1183 aufgelistet. Die 
als förderungswürdig anerkannten Gebiete um- 
fassen 52 % des Gemeinschaftsgebietes und mehr 
als 30% der in der Gemeinschaft ansässigen 
Bevölkerung. 

— Einen Ausschuß für Regionalpolitik einzusetzen, 
der zur Durchführung der gemeinschaftlichen 
Regionalförderung und zur Koordinierung der 
Regionalpolitik der Mitgliedstaaten beitragen 
soll. 

— Die Festlegung von Sondervorschriften für die 
Haushaltsordnung des Regionalfonds. 

III. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat, ehe er sich mit 
den Einzelheiten der Kommissionsvorschläge be- 
schäftigte, die Grundsätze der Europapolitik erör- 
tert, um deutlich zu machen, daß Maßnahmen zur 
Verbesserung der Regionalstruktur in der Gemein- 
schaft nur im Gesamtzusammenhang aller Maßnah- 
men gesehen werden dürfen, die geeignet sind, 
die Wirtschafts- und Währungsunion zu verwirk- 
lichen. Er ist dabei insbesondere auf die Notwen- 
digkeit eines gemeinschaftlichen Handelns im Be- 
reich der Wirtschafts- und Konjunkturpolitik, der 
Energiepolitik, der Sozialpolitik sowie auf dem 
Gebiet der Neurordnung der Agrarpolitik eingegan- 
gen. Nur in diesem Gesamtrahmen kann nach Auf- 
fassung des Ausschusses eine gemeinschaftliche 
Regionalpolitik ihren Platz finden. Vor allem in 
der Energiepolitik wurde das Fehlen einer euro- 
päischen Solidarität kritisiert. 


Nur gemeinsam wird man den arabischen öl- 
restriktionen in diesem Bereich widerstehen. 

Der Ausschuß erwartet, daß hier in allernächster 
Zeit Vereinbarungen zwischen den EG-Staaten ge- 
troffen werden, die neben solidarischem Verhalten 
eine weitgehend gemeinsame Energiepolitik für die 
Europäische Gemeinschaft ermöglichen. 

Bei der für die Zukunft vorgesehenen Prüfung der 
Einrichtung des Regionalfonds wird die Bereitschaft 
zur Ausweitung dieses Fonds wesentlich davon ab- 
hängen, ob es zwischenzeitlich auch zu einer euro- 
päischen Energiepolitik und erheblichen Fortschrit- 
ten im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion 
gekommen ist. 

Weiter war zu klären, wie sich europäische und 
nationale Regionalpolitik zueinander verhalten. Der 
Ausschuß hat mit Befriedigung von der Feststellung 
der Kommission Kenntnis genommen, daß die Be- 
teiligung des Fonds die Mitgliedstaaten nicht veran- 
lassen dürfe, ihre Anstrengungen auf dem Gebiet 
der regionalen Entwicklung zu verringern. Die Maß- 
nahmen des Fonds sollen vielmehr die Anstrengun- 
gen der Mitgliedstaaten ergänzen. Die gemeinschaft- 
liche Regionalförderung muß allein von der Größe 
der Aufgabe her subsidiär sein. 

Ausgehend von diesen allgemeinen Feststellun- 
gen, die ihren Niederschlag in Nummer 2 der Ihnen 
vorliegenden Entschließung gefunden haben, hat 
sich der Ausschuß im einzelnen mit den Vorschlägen 
der Kommission beschäftigt. 

Der Ausschuß möchte sicher sein, daß die Bundes- 
regierung den Grundsatz der Subsidiarität nach- 
drücklich vertritt. Er fordert deshalb die Bundes- 
regierung in der Empfehlung Nr. 3 a auf, diesen 
Grundsatz besonders zu vertreten. In Brüssel 
soll deutlich werden, 'daß durch die gemeinschaft- 
liche Regionalförderung weder der nationale Spiel- 
raum eingeschränkt werden kann noch das Gesetz 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sowie die Zonen- 
randförderung in ihrer Gesamtheit beeinträchtigt 
werden dürfen. Der Ausschuß hat in diesem Zusam- 
menhang davon Kenntnis genommen, daß Artikel 92 
des EWG-Vertrages durch die gemeinschaftliche 
Regionalpolitik unberührt bleibt. 

Der Ausschuß hat sich sodann den Bedenken der 
Bundesregierung hinsichtlich der von der Kommis- 
sion vorgesehenen Fördergebiete und Förderkrite- 
rien angeschlossen. Eine gemeinschaftliche Regional- 
politik sollte nach seiner Auffassung räumliche und 
sächliche Schwerpunkte bilden, um eine konzen- 
trierte Vergabe der Mittel sicherzustellen. Eine Ver- 
zettelung bei der Mittelvergabe nach Art des Gieß- 
kannenprinzips muß verhindert werden. 

Der Ausschuß hat sich im Gegensatz zum Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
bewußt nicht konkret zum Volumen der Förderung 
geäußert. Er ist jedoch mit ihm der Meinung, daß 
die Vorstellungen der Europäischen Kommission zur 
Fondshöhe undiskutabel sind und weit über das 
Leistungsvermögen der Bundesrepublik hinausge- 
hen. Unter allen Umständen möchte der Ausschuß 
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vermieden wissen, daß sich die Beträge jährlich 
steigern, vielmehr sollen die Mittel für die einzel- 
nen Jahre im voraus festgelegt werden und nicht 
übertragbar sein. 

Der Ausschuß hält eine parlamentarische Kon- 
trolle der gemeinschaftlichen Regionalförderung für 
unerläßlich. Der Ausschuß erwartet deshalb, daß 
die Bundesregierung sich nachdrücklich dafür ein- 
setzt, daß der Fonds von Anbeginn an einer demo- 
kratischen Kontrolle durch das Europäische Parla- 
ment unterworfen wird. 

Zusätzlich soll die Bundesregierung verpflichtet 
werden, dem Bundestag nach Ablauf von zwei. För- 
derungsjahren einen Bericht über die Tätigkeit des 
Fonds zu erstatten. 


Der Ihnen vorliegende Vorschlag zu einer Ent- 
schließung stimmt in den wesentlichen Punkten mit 
der Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
innerdeutsche Beziehungen überein. Der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten weist 
zusätzlich auf die Notwendigkeit hin, daß eine 
enge Koordinierung der gemeinschaftlichen Regio- 
nalförderung mit der vom Rat beschlossenen Richt- 
linie über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
in bestimmten anderen benachteiligten Gebieten 
sichergestellt werden soll. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von den Vorschlägen der Kommis- 
sion Kenntnis zu nehmen und der vom Wirtschafts- 
ausschuß vorgelegten Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 7. Dezember 1973 


Haase (Fürth) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von den Vorschlägen der Kommission — Drucksachen 7/982, 7/1183 — wird 
Kenntnis genommen. 

2. Die Vorschläge der Kommission zur europäischen Regionalpolitik werden als 
Versuch zur Koordinierung der Regionalpolitik in der Europäischen Gemein- 
schaft begrüßt. 

Sie können helfen, die regionalen Unterschiede in der EG abzubauen. 

Der dafür vorgesehene Regionalfonds wird aber nur wirksam sein, wenn er in 
einer europäischen Wirtschafts- und Währungsunion verankert ist. 

Seine Ausstattung mit höheren Mitteln sollte deshalb von gleichzeitigen ent- 
scheidenden Schritten in Richtung auf eine Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion sowie von konkreten Fortschritten der gemeinschaft- 
lichen Energiepolitik abhängig gemacht werden. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der Beschlußfassung über die 
Vorschläge im Rat sicherzustellen, daß 

a) — die Hilfen des Regionalfonds nur ergänzenden Charakter haben, 

— für die Maßnahmen der Mitgliedstaaten genügend Spielraum erhalten 
bleibt, 

— die regionale Strukturpolitik in der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur“ sowie die Zonenrandförderung in ihrer Ge- 
samtheit nicht beeinträchtigt werden; 

b) die vorgesehenen Förderkriterien überarbeitet werden, um eine räumliche 
und sachliche Schwerpunktbildung bei der Vergabe der Mittel zu gewähr- 
leisten; 

c) die dafür vorgesehenen Mittel jeweils in jährlich gleicher Höhe und im 
voraus sowie unter Nennung des Zeitpunkts, bis zu dem eine Veraus- 
gabung der Mittel zulässig ist, verbindlich festgelegt werden. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, daß der Fonds 
von Beginn an einer demokratischen Kontrolle des Europäischen Parlaments 
unterstellt wird. 

5. Die Bundesregierung wird verpflichtet, 

a) die zuständigen Ausschüsse des Deutschen Bundestages vorher zu unter- 
richten, sofern die im Bericht zum Ausdruck gebrachten Erwartungen über 
die Höhe des Fonds nicht erfüllt werden; 

b) dem Bundestag nach Ablauf von zwei Förderungsjahren einen Bericht über 
die Tätigkeit des Fonds zu erstatten. 


Bonn, den 13. Dezember 1973 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Haase (Fürth) 

Berichterstatter 
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